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I. Finanzonline 
1. Welche Vorteile bringt Ihnen FinanzOnline? 
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¶ rasche Bearbeitung durch das Finanzamt 

¶ Geld schnell auf dem Konto 

¶ kostenlos und rund um die Uhr verfügbar 

¶ Erledigung des Amtsweges per Mausklick bequem von zu Hause 

¶ keine spezielle Software, sondern nur Internetanschluss notwendig 

¶ Eigene Hotline zum Ortstarif (Montag bis Freitag: 8.00 bis 18.00 Uhr, Telefon 0810/22 11 00) 

¶ Durchführung der ArbeitnehmerInnenveranlagung und elektronische Übermittlung ohne Papierbeilagen 

¶ Vorberechnung der sich auf Grund der ArbeitnehmerInnenveranlagung ergebenden Steuergutschrift oder Steuers
chuld (z.B. bei Pflichtveranlagungen) 

¶ Bescheidzustellung in den persönlichen elektronischen Postkasten (DataBox)  
 

1.1. Elektronische Übermittlung sonstiger Anbringen: 
¶ Änderung der Vorauszahlungen 

¶ Antrag auf Rückzahlung 

¶ Zahlungserleichterungen (Ratenzahlungen, Stundungen) 

¶ Erklärungswechsel (z.B. neue gewerbliche Einkünfte – E1) 

¶ Bescheidbeschwerden gemäß § 243 BAO 

¶ aktuelle Abfrage des persönlichen Steuerkontos – Rückstände, Vorauszahlungen etc. 

¶ Änderung der persönlichen Daten (Adresse, Girokonto etc.) 

¶ Abrufen der Einkommensteuerbescheide vorangegangener Jahre 

¶ Abfrage aller Lohnzettel eines Veranlagungszeitraumes (welcher Arbeitgeber in welchem Zeitraum, AMS-Bezug, 
Krankengeld- Bezug etc.) 

¶ Abfrage, für welche Jahre bereits eine ArbeitnehmerInnenveranlagung durchgeführt wurde 
 

2. Anmeldung zu FinanzOnline 

Eine Anmeldung zu FinanzOnline kann online, schriftlich (Brief, Fax) oder durch persönliche Vorsprache bei einem 
Finanzamt erfolgen. 

Folgende Möglichkeiten stehen für die Anmeldung zur Verfügung: 

• Online-Erstanmeldung 
Nähere Informationen und Ausfüllhinweise stehen in der Hilfe unter αSonderfunktionen/ Online-
9ǊǎǘŀƴƳŜƭŘǳƴƎά zur Verfügung. 

• Schriftliche Anmeldung (Brief, Fax) 

Für eine schriftliche Anmeldung (Brief, Fax) zu FinanzOnline ist das entsprechende Anmeldeformular FON3 
(Download unter https://service.bmf.gv.at/service/anwend/formulare/show_mast.asp?Typ=SM&__ClFRM_STICHW_
ALL=fon3&searchsubmit=Suche ) auszufüllen und an ein Finanzamt zu senden. 

Im Anmeldeformular ist die gewünschte Benutzer-Identifikation bekannt zu geben.  

Die Benutzer-Identifikation ist ein beliebiger Begriff in der Länge von 8-12 Stellen, der mindestens eine Ziffer und 
einen Buchstaben enthalten muss. Umlaute und Sonderzeichen dürfen nicht verwendet werden. 

Es ist zu beachten, dass die Benutzer-Identifikation nach erfolgter Anmeldung einen Teil der Zugangskennungen (= 
Teilnehmer-Identifikation, Benutzer-Identifikation und PIN) darstellt, die zur eindeutigen Authentifizierung bei jedem 
Systemeinstieg eingegeben werden müssen. 

Nach schriftlicher Anmeldung gibt es folgende Möglichkeiten: 

• Die Anmeldedaten stimmen mit den bei der Finanzverwaltung gespeicherten Daten überein: 
Der Zugang wird von einem Sachbearbeiter des Finanzamtes freigeschalten. Nach Erhalt der per Post mit Rückschein-
Brief (RSa) zugesendeten Zugangskennungen kann der Einstieg in FinanzOnline erfolgen. 
 

https://service.bmf.gv.at/service/anwend/formulare/show_mast.asp?Typ=SM&__ClFRM_STICHW_ALL=fon3&searchsubmit=Suche
https://service.bmf.gv.at/service/anwend/formulare/show_mast.asp?Typ=SM&__ClFRM_STICHW_ALL=fon3&searchsubmit=Suche
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• Die Anmeldedaten stimmen mit den bei der Finanzverwaltung gespeicherten Daten nicht überein: 
Die schriftliche Anmeldung wird von einem Sachbearbeiter des Finanzamtes bearbeitet. Nach Überprüfung der 
Anmeldedaten werden die Zugangskennungen entweder per Post mit Rückschein-Brief (RSa) zugesendet oder bei 
erforderlicher Vorsprache am Finanzamt vom Sachbearbeiter persönlich übergeben. 
 
• Sie haben bereits einen aufrechten FinanzOnline-Zugang: 
Vom Finanzamt ergeht ein Schreiben, dass ein aufrechter FinanzOnline-Zugang besteht. Eine weitere Anmeldung ist 
nicht möglich. 

 

3. Einstieg für ArbeitnehmerInnen 

¶ Aufbau der Verbindung zum Internet-Zugang Ihres Providers 

¶ Start des Webbrowsers 

¶ Aufruf von FinanzOnline unter http://www.finanzonline.at/ 

3.1. Einstieg mit Zugangskennungen 

¶ Eingabe der Zugangskennungen: 

- Eingabe der Teilnehmer-Identifikation im Feld „Teilnehmer-Identifikation“ 
- Eingabe der Benutzer-Identifikation im Feld „Benutzer-Identifikation“ 
- Eingabe der PIN im Feld „PIN“ 
- Klicken auf „Login“ oder Enter-Taste  

 

¶ Beim erstmaligen Einstieg werden Sie zuerst aufgefordert, Ihre PIN zu ändern (8-12 Stellen, keine Umlaute, keine 
Sonderzeichen, mindestens ein Buchstabe und eine Ziffer). 

¶ Achten Sie bei der Eingabe auf Groß- und Kleinschreibung. Es wird empfohlen, die PIN nur in Kleinbuchstaben 
anzulegen.  

¶ Die Eingaben α.ŜƴǳǘȊŜǊ-LŘŜƴǘƛŦƛƪŀǘƛƻƴά ǳƴŘ αtLbά werden verdeckt dargestellt, d.h. anstelle der eingegebenen 
Zeichen werden '*'  angezeigt. Wenn Sie nicht sicher sind, ob Ihre Eingabe richtig war, löschen Sie die gesamte 
Eingabe und wiederholen Sie die Eingabe.  

¶ Bei einem Login-Versuch mit fehlerhaft eingegebenen Zugangskennungen erhalten Sie die Fehlermeldung „Die 
eingegebenen ZugŀƴƎǎƪŜƴƴǳƴƎŜƴ ǎƛƴŘ ƴƛŎƘǘ ƎǸƭǘƛƎά. Die Felder „Benutzer-Identifikation“ und „PIN“ sind wieder 
leer und Sie können die Eingabe wiederholen. Nach dem dritten fehlerhaften Login-Versuch wird Ihr Zugang zu 
FinanzOnline gesperrt.  

http://www.finanzonline.at/
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¶ Wurde Ihr Zugang gesperrt und ist Ihnen Ihre Teilnehmer-Identifikation oder Benutzer-Identifikation bekannt, 
können Sie auf der EinsǘƛŜƎǎǎŜƛǘŜ ŘǳǊŎƘ !ƴƪƭƛŎƪŜƴ Ǿƻƴ αtLb ǾŜǊƎŜǎǎŜƴά eine neue PIN beantragen. Die neuen 
Zugangskennungen werden Ihnen per Post mit Rückschein-Brief (RSa) zugesendet.  

¶ Ist Ihnen jedoch Ihre Teilnehmer-Identifikation und Benutzer-Identifikation nicht mehr bekannt, müssen Sie bei 
einem Finanzamt eine neue PIN beantragen (gesondertes Antragsformular).  

¶ Sie können die PIN auch jederzeit von sich aus ändern (Menü „Admin“ und dann „PIN-Änderung“). 

3.2. Einstieg mit Bürgerkarte 
Beim allerersten Einstieg mit Bürgerkarte in FinanzOnline ist einmalig entweder die Sozialversicherungsnummer oder 
die Finanzamts- und Steuernummer einzugeben, um die eindeutige Zuordnung von Ihren in der 
Finanzverwaltung erfassten Personendaten zu Ihrer Bürgerkarte durchzuführen.  

Für den Einstieg mit Bürgerkarte in FinanzOnline gibt es 2 Möglichkeiten:  

3.2.1. Einstieg mit Chipkarte und Signatur-PIN 

  

Um mit der Chipkarte einsteigen zu können, benötigen Sie: 

¶ eine Chipkarte, die für die Verwendung als Bürgerkarte geeignet ist, wie zum Beispiel Ihre e-card, Bankomatkarte 
oder Signaturkarte von a-trust  

¶ einen Kartenleser mit den dazugehörigen Treibern  

¶ eine Bürgerkartensoftware (BKU) – online-BKU oder lokal-BKU 

3.2.1.1. Einstieg mit Online-BKU  

Klicken Sie auf den Button αKŀǊǘŜά.  

An Stelle des Buttons erscheint ein Eingabefeld, in das Sie Ihre vierstellige Infobox-PIN eingeben und mit „OK“ 
bestätigen. Danach werden Sie zur Eingabe Ihrer sechsstelligen Signatur-PIN  aufgefordert. 
Bestätigen Sie auch diese wieder mit „OK“. Nach erfolgreichem Anbringen der Signatur erfolgt der Einstieg in 
FinanzOnline. 
Mit der OnlineBKU wird keine lokale Bürgerkartensoftware am PC benötigt. Über JAVA Technologien werden die 
benötigten Funktionen als Applet im Browser ausgeführt. Einzige Voraussetzung ist eine aktuelle JAVA Version (ab 
Java 6). 

Hinweis:  
Wenn das JAVA-Applet nicht funktioniert (bei einer älteren Version als Java 6 oder bei einem nicht unterstützten 
Browser), müssen Sie die lokale BKU installieren und dann über den Button " Karte " und "Lokale BKU" einsteigen. 
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3.2.1.2. Einstieg mit lokaler BKU 

Diese Software wird lokal auf Ihrem Computer installiert. Die Software finden sie unter 
www.buergerkarte.at/de/voraussetzungen/software.html 
Der Einstieg ist wie unter „Einstieg mit Online-BKU“ beschrieben durchzuführen. 

 
3.2.2. Einstieg mit Mobiltelefon und Handy Signatur 

 

Um die Handy Signatur nutzen zu können, brauchen sie ein Mobiltelefon, welches aktiviert werden muss. Pro 
Mobiltelefonnummer kann nur eine Handy Signatur ausgestellt werden. 

Die Aktivierung könne Sie entweder 

¶ in FinanzOnline ohne weitere Voraussetzungen oder  
¶ unter https://www.handy-signatur.at/ aktivieren. 

 

Dazu benötigen Sie: 
¶ ein Mobiltelefon  
¶ eine bereits aktivierte Bürgerkarte  
¶ einen angeschlossenen und installierten Kartenleser Informationen zu Chipkartenlesegeräten 
¶ eine Bürgerkartenumgebung (eine der zwei folgenden Möglichkeiten)  

 Software "A-Trust BKU" Informationen zur benötigten Software 
 Software "TrustDesk Basic" Informationen zur benötigten Software 

4. Hotline 

Bei Auftreten eines technischen Problems überprüfen Sie bitte zuerst Ihre Browsereinstellungen. Hinweise zu den 
erforderlichen Einstellungen entnehmen Sie dem Kapitel Browsereinstellungen auf der BMF-Website 
www.bmf.gv.at/EGovernment/FINANZOnline/Browsereinstellungen/_start.htm (siehe auch αAlternatives 
aŜƴǸǎȅǎǘŜƳά bzw. αStandart-Menüsystemά) 

Antworten zu häufig gestellten Fragen werden unter dem Punkt αFAQά bereitgestellt. Das Hilfesystem bietet Ihnen 
ebenfalls Unterstützung zum Verfahren FinanzOnline. Die Hilfe können Sie über die Navigationszeile oder aus jeder 
Seite zum entsprechenden Thema aufrufen. 

Für alle weiteren Fragen zum Verfahren FinanzOnline steht Ihnen die FinanzOnline-Hotline unter 0810 / 22 11 00 
von Montag bis Freitag, 08.00 Uhr bis 18.00 Uhr, österreichweit zum Ortstarif zur Verfügung. 

Nach erfolgreicher Anmeldung über die Einstiegsseite (Login-Seite) wird die Hauptseite bereitgestellt. 
Folgende Bildschirmmeldungen und Abschnitte können auf der Hauptseite angezeigt werden: 

5. DataBox όαŜƭŜƪǘǊƻƴƛǎŎƘŜǊ .ǊƛŜŦƪŀǎǘŜƴέύ 

Auf der Hauptseite informiert nach jedem Systemeinstieg eine Bildschirmmeldung über ungelesene DataBox-Inhalte. 
Zum Öffnen, Speichern, Drucken oder Löschen der ungelesenen DataBox-Inhalte ist in den Menüpunkt α5ŀǘŀ.ƻxά 
zu wechseln. 
Während der Anwendung von FinanzOnline ist der aktuelle Stand der DataBoxInhalte ausschließlich über den 
Menüpunkt „DataBox“ abzufragen. 

http://www.buergerkarte.at/de/voraussetzungen/software.html
https://www.handy-signatur.at/
http://www.buergerkarte.at/de/voraussetzungen/kartenleser.html
http://www.a-trust.at/info.asp?node=823&lang=GE&ch=1
http://www.buergerkarte.at/de/voraussetzungen/software.html
http://www.bmf.gv.at/EGovernment/FINANZOnline/Browsereinstellungen/_start.htm
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II. Häufig verwendete Funktionen 
1. ArbeitnehmerInnenveranlagung; Grunddaten; Zustellung; Zahlung 

In diesem Bereich wird Ihnen ein Direktlink zu den häufig verwendeten Funktionen angeboten. Folgende Direktlinks 
werden Ihnen zur Verfügung gestellt: 

 

 

1.1. ArbeitnehmerInnveranlagung 
 Dieser Abschnitt wird nach jedem Systemeinstieg angezeigt. 
 Durch Anklicken der Schaltfläche αzur Arbeitnehmerveranlagungά wird automatisch zur Seite „Auswahl der 
9ǊƪƭŅǊǳƴƎά gewechselt.  

 

Es wird zusätzlich zur modularen Variante auch eine Version analog zum Formular angeboten. Das gewohnte 
„Papier-Formular“ wird nachgebildet, um die Handhabung zu erleichtern. Bei beiden Varianten werden zur besseren 
Übersicht und für eine rasche Durchführung die Daten aus dem Vorjahr angezeigt, wenn die 
ArbeitnehmerInnenveranlagung bereits im Vorjahr über FinanzOnline übermittelt wurde. 
- Bei der modularen Methode sind die Daten nach inhaltlichen Bereichen gegliedert. 
- Bei der Formular-Variante erfolgt die Eingabe wie im Papierformular. 
Nach Eingabe der Daten können Sie diese in beiden Varianten für eine spätere Bearbeitung speichern, eine 
Berechnung des voraussichtlichen Bescheidergebnisses durchführen, eine Druckansicht erstellen und die Erklärung 
an das Finanzamt senden. 
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1.1.1. Allgemeine Daten: 
 

¶ Anzahl der inländischen gehalts- oder pensionsauszahlenden Stellen: 
Die Anzahl der Stellen (Arbeitgeber/innen, Pensionsstellen) die im Jahr 2013 an Sie Bezüge (Lohn, Gehalt oder 
Pensionen) ausbezahlt haben, ist anzugeben. 
Sollten Sie mehrere Pensionen bezogen haben, die bereits gemeinsam lohnversteuert worden sind, ist für diese 
gemeinsam versteuerten Pensionen eine einzige pensionsauszahlende Stelle anzugeben. 
Folgende Bezüge zählen hier nicht dazu: 
Bezüge aus einer gesetzlichen Krankenversicherung (Krankengeld), Bezüge auf Grund eines Dienstleistungsschecks, 
Arbeitslosenunterstützung, Notstandshilfe, Überbrückungshilfe für Bundesbedienstete, Entschädigungen für 
Truppen-, Kader- oder Waffenübungen, rückerstattete Pflichtbeiträge an Sozialversicherung, Bezüge aus dem 
Insolvenz-Entgelt-Fonds, Wochengeld, Bezüge aus einer betrieblichen Vorsorge oder Bezüge aus der 
Bauarbeiterurlaubskasse. 
 

¶ Alleinverdienerabsetzbetrag/  Alleinerzieherabsetzbetrag, Kinder 
Der Alleinverdienerabsetzbetrag beträgt jährlich 494 € bei einem Kind. Wird für ein oder mehrere Kinder für 
mindestens sieben Monate Familienbeihilfe bezogen, gilt ein gestaffelter Kinderzuschlag. Bei zwei Kindern beträgt 
dieser 669 € jährlich. Der Betrag von 669 € erhöht sich für das dritte und jedes weitere Kind um jeweils 220 €. 
Die Beantragung des Alleinverdiener-/Alleinerzieherabsetzbetrages erfolgt durch Anklicken des Auswahlfeldes. Nach 
Ablauf des Kalenderjahres kann der Alleinverdiener-/Alleinerzieherabsetzbetrag nachträglich im Rahmen der 
ArbeitnehmerInnenveranlagung geltend gemacht werden. Wurde der Alleinverdiener-/Alleinerzieherabsetzbetrag 
bereits während des Jahres durch die Arbeitgeberin bzw. den Arbeitgeber berücksichtigt, ist der Alleinverdiener-
/Alleinerzieherabsetzbetrag nochmals zu beantragen, da andernfalls eine Nachversteuerung erfolgt.  
Zur Geltendmachung von Kinderfreibeträgen, Unterhaltsabsetzbeträgen oder außergewöhnlichen Belastungen für 
Kinder z.B. Kinderbetreuungskosten verwenden Sie bitte die Eingabeseite „Kinder (L 1k)“. 

¶ Kinderfreibetrag (L1k) 
Der Kinderfreibetrag in Höhe von 220 € kann von jener Person bzw. deren (Ehe)Partner/ in beantragt werden, 
dem/der die Familienbeihilfe für dieses Kind für mehr als sechs Monate im Kalenderjahr zusteht. Wird der 
Kinderfreibetrag von beiden Elternteilen geltend gemacht, beträgt er je Antragsteller/in 132 €.  
Auch ein nicht haushaltszugehöriger Elternteil, dem der Unterhaltsabsetzbetrag im Kalenderjahr für mehr als sechs 
Monate zusteht, kann den Kinderfreibetrag in Höhe von 132 € geltend machen. In diesem Fall steht der 
Kinderfreibetrag in Höhe von 132 € nur dem Elternteil oder der Person, die für dieses Kind mehr als sechs Monate im
Kalenderjahr die Familienbeihilfe bezogen hat, zu – und nicht auch deren (Ehe)Partner/in. 
Für ein Kind, das sich ständig im Inland, in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Staat des 
Europäischen Wirtschaftsraumes oder der Schweiz aufhält, steht seit dem Jahr 2009 ein Kinderfreibetrag zu, der im 
Zuge der ArbeitnehmerInnenveranlagung zu beantragen ist. 
Um den Kinderfreibetrag zu beantragen, muss die Sozialversicherungsnummer oder die persönliche Kennnummer 
der Europäischen Krankenversicherungskarte des Kindes in der Steuererklärung angegeben werden. Beide Nummern 
finden Sie auf der e-card. 
 

¶ Unterhaltsabsetzbetrag (L1k) 
Der Unterhaltsabsetzbetrag kann erst nachträglich bei der ArbeitnehmerInnenveranlagung beantragt werden. 
Der volle Unterhaltsabsetzbetrag steht nur dann zu, wenn der gesetzlichen Unterhaltsverpflichtung in vollem 
Umfang entsprochen wurde. Wurden Alimente nur teilweise bezahlt, wird der Unterhaltsabsetzbetrag entsprechend
gekürzt.  
Der Unterhaltsabsetzbetrag steht auch für im Ausland lebende Kinder zu, für die Alimente bezahlt werden.  
Für volljährige Kinder, für die dem getrennt lebenden Elternteil keine Familienbeihilfe ausbezahlt wird, steht kein 
Unterhaltsabsetzbetrag zu. 
 
 

¶ Erhöhter Pensionistenabsetzbetrag 
Wenn im Kalenderjahr die eigenen Pensionseinkünfte 25.000 € (2011: 13.100 €, 2012: 19.930 €) nicht übersteigen, 
mehr als sechs Monate im Kalenderjahr eine Ehe oder eingetragene Partnerschaft besteht und die Ehepartner oder 
eingetragenen Partner nicht dauernd getrennt leben, der/die EhepartnerIn oder der/die eingetragene PartnerIn 
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Einkünfte von höchstens 2.200 € jährlich erzielt hat und kein Anspruch auf den Alleinverdienerabsetzbetrag besteht 
erfolgt die Beantragung durch Anklicken des Auswahlfeldes.  
Der erhöhte Pensionistenabsetzbetrag vermindert sich gleichmäßig einschleifend zwischen zu  versteuernden 
laufenden Pensionseinkünften von 19.930 € und 25.000 € auf Null. 
Die gleichzeitige Berücksichtigung des Pensionistenabsetzbetrages und des Verkehrs-und 
Arbeitnehmerabsetzbetrages ist nicht möglich. 
 

¶ Mehrkindzuschlag 
Ein Anspruch auf den Mehrkindzuschlag 2014, der im Wege der Veranlagung für 2013 beantragt wird, besteht dann, 
wenn das Familieneinkommen im Jahr 2013 den Betrag von 55.000 € nicht überstiegen hat. Der Mehrkindzuschlag 
wird auf Antrag vom Finanzamt ausbezahlt. Er beträgt 20 € monatlich für das dritte und jedes weitere Kind. Das 
Familieneinkommen ist die Summe aus dem zu versteuernden Einkommen der antragstellenden Person sowie 
dem zu versteuernden Einkommen einer (Ehe)Partnerin bzw. eines (Ehe)Partners. 
Eine Zusammenrechnung erfolgt jedoch nur dann, wenn (Ehe)Partnerin und (Ehe)Partner im maßgeblichen 
Kalenderjahr mehr als sechs Monate im gemeinsamen Haushalt gelebt haben. Ist das Einkommen der (Ehe) Partnerin 
oder des (Ehe)Partners negativ, mindert dies nicht das Familieneinkommen (kein Verlustausgleich).  
Der Mehrkindzuschlag kann grundsätzlich nur von dem/der FamilienbeihilfenbezieherIn selbst beantragt werden. 
Kommt es für diesen zu keiner ArbeitnehmerInnenveranlagung, kann der/die FamilienbeihilfenbezieherIn zu 
Gunsten des (Ehe)Partners/der (Ehe)Partnerin verzichten. 
Beziehen für die im gemeinsamen Haushalt lebenden Kinder beide Elternteile Familienbeihilfe, kann einer der 
beiden Elternteile den Mehrkindzuschlag beantragen, wenn der andere Elternteil dazu seine Zustimmung erteilt. 
 

¶ Freibetragsbescheid 
Ein Freibetragsbescheid enthält bestimmte Sonderausgaben, Werbungskosten oder außergewöhnliche Belastungen, 
die der/die ArbeitgeberIn bereits bei der laufenden Lohnverrechnung berücksichtigen kann. Dadurch zahlen Sie 
weniger Lohnsteuer. 
Wird ein Freibetragsbescheid beim Arbeitgeber/ bei der Arbeitgeberin abgegeben, ist für das entsprechende Jahr 
eine ArbeitnehmerInnenveranlagung (Pflichtveranlagung!) durchzuführen. 
Der Freibetragsbescheid gilt für das dem Veranlagungszeitraum zweitfolgende Jahr. Dem Einkommensteuerbescheid 
für das Kalenderjahr 2013 werden daher der Freibetragsbescheid und die Mitteilung an den Arbeitgeber für das 
Kalenderjahr 2015 angeschlossen.  
Im Falle geringerer Aufwendungen kommt es in der Regel zu Nachzahlungen. Wenn es ungewiss ist, ob Sie im 
zweitfolgenden Jahr ähnliche Aufwendungen haben wie im Basisjahr, können Sie zur Vermeidung von 
Nachzahlungen auf einen Freibetragsbescheid im Wege der ArbeitnehmerInnenveranlagung verzichten oder Sie 
geben die Mitteilung dem Arbeitgeber/ der Arbeitgeberin nicht ab. Sie haben auch die Möglichkeit, einen 
betragsmäßig niedrigeren Freibetragsbescheid zu beantragen. 

Für den Verzicht oder die Beantragung eines niedrigeren Freibetragsbescheides sind folgende Angaben zu machen:  
- Ich wünsche keinen Freibetragsbescheid: 
Anklicken des Auswahlfeldes wenn auf einen Freibetragsbescheid verzichtet wird.  
- Ich beantrage einen niedrigeren Freibetragsbescheid in Höhe von jährlich: 
Eingabe eines Betrages wenn ein niedrigerer Freibetragsbescheid beantragt wird.  

 

1.1.2. Sonderausgaben: 
(Genauere Informationen finden Sie in der Broschüre „Steuer Sparen“ unter: 
http://wien.arbeiterkammer.at/service/broschueren/steuerundgeld/index.html ) 

Das Einkommensteuergesetz 1988 zählt bestimmte private Ausgaben auf, die steuerlich begünstigt werden.  
Bei der laufenden Lohnverrechnung wird automatisch von der Lohnsteuerbemessungsgrundlage ein 
Sonderausgabenpauschalbetrag - unabhängig ob Sonderausgaben anfallen oder nicht - in Höhe von 60 € jährlich 
abgezogen. 
 

1.1.2.1. Topf-Sonderausgaben 
Versicherungsprämien (außer: freiwillige Weiterversicherung und Nachkauf von Versicherungszeiten), 
Pensionskassenbeiträge, Wohnraumschaffung und Wohnraumsanierung werden auch als „Topf-Sonderausgaben“ 

http://wien.arbeiterkammer.at/service/broschueren/steuerundgeld/index.html
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bezeichnet und sind insgesamt bis zu einem persönlichen Höchstbetrag von 2.920 ϵ jährlich abzugsfähig.  
Der persönliche Höchstbetrag erhöht sich für AlleinverdienerInnen oder AlleinerzieherInnen auf рΦупл ϵ. 
Sonderausgaben innerhalb des Höchstbetrages werden nur im Ausmaß eines Viertels steuerwirksam. 

¶ Ich beanspruche den zusätzlichen Sonderausgabenerhöhungsbetrag (bei mindestens 3 Kindern): 
Wenn der zusätzliche Sonderausgabenerhöhungsbetrag bei mindestens 3 Kindern beansprucht wird, ist das 
Auswahlfeld anzuklicken. 
Der Sonderausgabenerhöhungsbetrag kann beantragt werden, wenn mindestens drei Kinder, für die für mindestens 
sieben Monate Familienbeihilfe bezogen wurde oder für die mindestens sieben Monate ein Unterhaltsabsetzbetrag 
zusteht, vorhanden sind. Es erhöht sich dadurch der Höchstbetrag für die Topfsonderausgaben um weitere 1.460 €, 
auf 4.380 € oder für AlleinverdienerInnen (mit Kind) oder AlleinerzieherInnen auf 7.300 €. 
Dieser Sonderausgabenerhöhungsbetrag kann jedoch nur von einer Person in Anspruch genommen werden. 
 

1.1.2.2. Weitere Sonderausgaben ohne Viertelung und Anrechnung auf den Pauschalbetrag: 

¶ Freiwillige Weiterversicherungen und Nachkauf von Versicherungszeiten in der gesetzlichen 
Pensionsversicherung, Renten oder dauernde Lasten 
Beiträge für freiwillige Weiterversicherungen und für den Nachkauf von Versicherungszeiten in der gesetzlichen 
Pensionsversicherung sowie bestimmte Renten und dauernde Lasten sind ohne Höchstbetragsbeschränkung in 
vollem Ausmaß abzugsfähig. 
Freiwillige Zuwendungen und Zuwendungen an gesetzlich unterhaltsberechtigte Personen können nicht abgesetzt 
werden. 

¶ Beiträge an gesetzlich anerkannte Kirchen und Religionsgesellschaften 
Beiträge an gesetzlich anerkannte Kirchen und Religionsgesellschaften können bis höchstens 400 € jährlich abgesetzt 
werden. 

¶ Geldspenden an mildtätige Organisationen, begünstigte Spendensammelvereine, Umweltorganisationen und 
Tierheime, sowie an freiwillige Feuerwehren und Landesfeuerwehrverbände 
Eine Liste dieser begünstigten Empfänger finden Sie auf: https://www.bmf.gv.at/service/allg/spenden//show_mast.a
sp  
Weiters wird eine Liste der begünstigten Empfänger einmal jährlich im Amtsblatt der österreichischen 
Finanzverwaltung und in der Wiener Zeitung veröffentlicht. 

¶ Steuerberatungskosten 
Steuerberatungskosten sind in unbeschränkter Höhe absetzbar und sind nur dann anzuführen, wenn sie keine 
Betriebsausgaben oder Werbungskosten darstellen. 

 

1.1.3. Werbungskosten: 
(Genauere Informationen finden Sie in der Broschüre „Steuer Sparen“ unter: 
http://wien.arbeiterkammer.at/service/broschueren/steuerundgeld/index.html ) 

Die nachfolgenden Werbungskosten werden auf das Werbungskostenpauschale nicht angerechnet und können - 
soweit ein Abzug nicht bereits durch die Arbeitgeberin oder den Arbeitgeber erfolgte - in voller Höhe abgesetzt 
werden. 

¶ Genaue Bezeichnung Ihrer beruflichen Tätigkeit 
(z.B. Koch/Köchin, Verkäufer/ in; nicht ausreichend ist Angestellte/r , Arbeiter/in) 
 

¶ Pendlerpauschale 
Die Fahrtkosten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte werden grundsätzlich durch den Verkehrsabsetzbetrag 
abgegolten. Unter gewissen Voraussetzungen besteht zusätzlich ein Anspruch auf das "kleine" oder "große" 
Pendlerpauschale. Tatsächliche Fahrtkosten können nicht geltend gemacht werden. 
Zur Berücksichtigung des Pendlerpauschales muss der jeweilige Arbeitsweg an mindestens elf Tagen pro Monat 
zurückgelegt werden.                                                                                                                                                                           
Ist das nicht der Fall gilt Folgendes ab dem Jahr 2013: Legt der/ die ArbeitnehmerIn die Strecke „Wohnung - 

https://www.bmf.gv.at/service/allg/spenden/show_mast.asp
https://www.bmf.gv.at/service/allg/spenden/show_mast.asp
http://wien.arbeiterkammer.at/service/broschueren/steuerundgeld/index.html
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Arbeitsstätte“ an mindestens vier, aber nicht mehr als sieben Tage im Kalendermonat zurück, steht das jeweilige 
Pendlerpauschale zu einem Drittel zu. Legt der/ die ArbeitnehmerIn die Strecke „Wohnung – Arbeitsstätte“ 
mindestens acht Tage aber nicht mehr als zehn Tage im Kalendermonat zurück, steht das jeweilige Pendlerpauschale 
zu zwei Drittel zu. Das Pendlerpauschale steht auch während Urlauben und Krankenständen zu, 
ebenso bei nicht über ein Kalenderjahr hinausgehenden Karenzurlauben. Das Pendlerpauschale kann bei der 
Arbeitgeberin oder dem Arbeitgeber durch eine Erklärung mit dem Formular L 34 (Erklärung zur Berücksichtigung 
des Pendlerpauschales) geltend gemacht werden. 
Wurde die Geltendmachung des Pendlerpauschales bei der Arbeitgeberin oder dem Arbeitgeber nicht beantragt, 
kann dies bei der ArbeitnehmerInnenveranlagung nachgeholt werden.  
 

¶ Pendlereuro 
Ab dem Jahr 2013 steht, wenn Anspruch auf das Pendlerpauschale besteht, auch der Pendlereuro zu. Der 
Pendlereuro beträgt 2 € für die einfache Wegstrecke. 

Z.B.: Die einfache Wegstrecke beträgt 25 km und dieser Arbeitsweg wird an mindestens elf Tagen pro Monat 
zurückgelegt. Es steht ein Pendlereuro iHv 50 € jährlich zu (25 km * 2 €). 

Wird der jeweilige Arbeitsweg nicht an mindestens elf Tagen pro Monat zurückgelegt, gilt die Aliquotierungsregelung 
analog zum Pendlerpauschale. Wurde der Pendlereuro bei der Arbeitgeberin oder dem Arbeitgeber nicht 
berücksichtigt, kann dieser bei der ArbeitnehmerInnenveranlagung beantragt werden. 

 

¶ Gewerkschaftsbeiträge, sonstige Beiträge zu Berufsverbänden und Interessensvertretungen und selbst eingezahlte 
Sozialversicherungsbeiträge (z.B. SVdGW), ausgenommen Betriebsratsumlage.  
Die Betriebsratsumlage ist bei den sonstigen Werbungskosten anzugeben. 

¶ Pflichtbeiträge auf Grund einer geringfügigen Beschäftigung sowie Pflichtbeiträge für mitversicherte Angehörige 
Wenn in das System der gesetzlichen Sozialversicherung optiert und die Beiträge von der Arbeitgeberin oder vom 
Arbeitgeber nicht berücksichtigt wurden, können Pflichtversicherungsbeiträge auf Grund einer geringfügigen 
Beschäftigung gemäß § 19a ASVG nach Ablauf des Kalenderjahres im Wege der ArbeitnehmerInnenveranlagung 
geltend gemacht werden. 

1.1.3.1 Werbungskosten die auf das ²ŜǊōǳƴƎǎƪƻǎǘŜƴǇŀǳǎŎƘŀƭŜ Ǿƻƴ мон ϵ ŀƴƎŜǊŜŎƘƴŜǘ ǿŜǊŘŜƴ 

Die nachfolgenden Werbungskosten werden auf das Werbungskostenpauschale angerechnet und wirken sich daher 
nur dann steuermindernd aus, wenn diese insgesamt mehr als 132 € jährlich betragen. 
(Genauere Informationen finden Sie in der Broschüre „Steuer Sparen“ unter: 
http://wien.arbeiterkammer.at/service/broschueren/steuerundgeld/index.html ) 

¶ Arbeitsmittel (bei Anschaffungen über 400 ϵ nur AfA) 
Darunter fallen Wirtschaftsgüter, die überwiegend zur Ausübung einer Berufstätigkeit verwendet werden. 
Arbeitsmittel und Werkzeuge, die nicht mehr als 400 € kosten, sind geringwertige Wirtschaftsgüter und können zur 
Gänze in dem Kalenderjahr abgesetzt werden, in dem sie angeschafft wurden. Übersteigen die Anschaffungskosten 
bei einem mehr als ein Jahr nutzbaren Wirtschaftsgut 400 €, können sie nur verteilt über die voraussichtliche 
Nutzungsdauer abgesetzt werden (Absetzung für Abnutzung, kurz AfA genannt). Werden Arbeitsmittel oder 
Werkzeuge nach dem 30. Juni des betreffenden Jahres angeschafft, kann für das erste Jahr nur die halbe AfA 
abgesetzt werden. 

¶ Fachliteratur (keine allgemein bildenden Werke wie Lexika, Nachschlagewerke, Zeitungen, etc.) 
Aufwendungen für Fachliteratur (oder entsprechende elektronische Datenträger) sind als Werbungskosten 
absetzbar. Aus dem Beleg muss der genaue Titel des Werkes hervorgehen. Die Bezeichnung "diverse Fachliteratur" 
reicht nicht aus. 
Allgemein bildende Werke wie Lexika oder Nachschlagewerke gelten nicht als Fachliteratur. Auch Aufwendungen für 
Zeitungen stellen grundsätzlich privaten Aufwand dar.  
 

http://wien.arbeiterkammer.at/service/broschueren/steuerundgeld/index.html
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¶ Reisekosten (ohne Fahrtkosten Wohnung/Arbeitsstätte und Familienheimfahrten) 
Erhält die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber keine oder nur einen Teil der steuerlich 
zulässigen Reisekostenersätze, können die Aufwendungen ganz oder zum Teil als Werbungskosten geltend gemacht 
werden, sofern die Voraussetzungen für eine "beruflich veranlasste Reise" vorliegen. 
Zu den Reisekosten gehören nicht die Fahrtkosten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte! 
Eine beruflich veranlasste Reise liegt vor, wenn die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer aus beruflichen 
Gründen eine Reise über eine größere Entfernung (in einer Richtung mindestens 25 km Fahrtstrecke) unternimmt. 
Dabei muss die Reisedauer mehr als drei Stunden bei Inlandsreisen betragen. Zudem darf kein weiterer Mittelpunkt 
der Tätigkeit begründet werden. Fahrtkosten sind auch bei geringerer Entfernung und kürzerer Dauer der Reise 
absetzbar.  
Eine berufliche Veranlassung kann – anders als bei einer Dienstreise – auch ohne Auftrag des Arbeitgebers gegeben 
sein (z.B. bei Berufsfortbildung, zur Erlangung eines neuen Arbeitsplatzes). Absetzbare Aufwendungen 
(„Reisekosten“) wie Fahrtkosten, Verpflegungsmehr- und Nächtigungsaufwand müssen von der Arbeitnehmerin 
oder vom Arbeitnehmer selbst getragen worden sein. 
Hinweis: Steuerfreie Reisekostenersätze des Arbeitgebers vermindern den jeweils abzugsfähigen Aufwand. 
 

¶ Fahrtkosten 
Beruflich veranlasste Fahrtkosten sind – soweit der Arbeitgeber keinen Ersatz leistet – im tatsächlich angefallenen 
Umfang (Bahn, Flug, Taxi, Kfz) Werbungskosten, auch wenn die Mindestentfernung von 25 km und die Mindestdauer 
von drei Stunden unterschritten werden. Auch für Fahrten zwischen zwei oder mehreren Mittelpunkten der Tätigkeit
 stehen grundsätzlich Fahrtkosten zu.  
Fahrtkosten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte sind hingegen bereits durch den Verkehrsabsetzbetrag und ein 
gegebenenfalls zustehendes Pendlerpauschale zur Gänze abgegolten.  

¶ Fortbildungs-, Ausbildungs- und Umschulungskosten 

Mit dem ausgeübten oder einem verwandten Beruf zusammenhängende Kosten für berufsbildende Schulen sind 
absetzbar. 
Die Voraussetzung für die Absetzbarkeit der Kosten für berufsbildende Schulen ist, dass sie neben einem bereits 
ausgeübten Beruf besucht werden und dass die Ausbildung entweder für diesen Beruf oder für einen damit 
verwandten (angestrebten neuen) Beruf benötigt wird. Für FerialpraktikantInnen oder SchulabgängerInnen stellen 
diese Kosten daher keine Werbungskosten dar.  
 
Eine Fortbildung liegt vor, wenn bereits eine berufliche Tätigkeit ausgeübt wird und die Bildungsmaßnahmen (z. B. 
berufsbezogene Kurse, Seminare) der Verbesserung von Kenntnissen und Fähigkeiten in Ausübung dieser 
Tätigkeit dienen. Fortbildungskosten sind als Werbungskosten abziehbar. Auch kaufmännische oder bürotechnische 
Grundausbildungen (z. B. EDV-Kurse, Internet-Kurse, Erwerb des europäischen Computerführerscheins, 
Einführungskurse in Buchhaltung, Kostenrechnung, Lohnverrechnung oder Steuerlehre) sind ohne Prüfung einer 
konkreten Verwertbarkeit im jeweiligen Beruf abzugsfähig.  
 
Eine Ausbildung liegt vor, wenn die Bildungsmaßnahmen zur Erlangung von Kenntnissen dienen, die eine künftige 
Berufsausübung ermöglichen. Sie sind absetzbar, wenn sie im Zusammenhang mit einer zum aktuell ausgeübten 
Beruf verwandten Tätigkeit stehen. Verwandte Tätigkeiten sind z. B. Friseur/in und Fußpfleger/in, Fleischhauer/in 
und Köchin oder Koch, Elektrotechniker/in und EDV-Techniker/in. 
Steht eine Bildungsmaßnahme im Zusammenhang mit der bereits ausgeübten Tätigkeit, ist eine Unterscheidung in 
Fort- oder Ausbildung nicht erforderlich, weil in beiden Fällen Abzugsfähigkeit gegeben ist. Aus- und 
Fortbildungskosten unterscheiden sich von der Umschulung dadurch, dass sie nicht „umfassend“ sein müssen, somit 
auch einzelne berufsspezifische Bildungssegmente als Werbungskosten abzugsfähig sind.  
Nicht abzugsfähig sind Ausbildungen, die hauptsächlich die Privatsphäre betreffen (z.B. B-Führerschein, Sportkurs). 
Grundsätzlich sind Fort- und Ausbildungskosten nur dann abzugsfähig, wenn man schon einen Beruf ausübt. 
Fortbildungskosten für eine künftige Tätigkeit können bei nachweislicher Jobzusage aber bereits abgesetzt werden.  
 
Eine Umschulung liegt vor, wenn die Maßnahmen derart umfassend sind, dass sie einen Einstieg in eine neue 
berufliche Tätigkeit ermöglichen, die mit der bisherigen Tätigkeit nicht verwandt ist und auf die tatsächliche 
Ausübung eines anderen Berufes abgezielt wird. 
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Die Umschulung muss „umfassend“ sein. Aufwendungen der oder des Steuerpflichtigen selbst im Zusammenhang 
mit Umschulungsmaßnahmen, die aus öffentlichen Mitteln (AMS) oder von Arbeitsstiftungen gefördert werden, sind 
immer als Werbungskosten abzugsfähig. Aufwendungen für einzelne Kurse oder Kursmodule für eine nicht 
verwandte berufliche Tätigkeit sind hingegen nicht als Umschulungskosten abzugsfähig (z. B. Aufwendungen für den 
Besuch eines einzelnen Krankenpflegekurses, der für sich allein keinen Berufsumstieg sicherstellt). Derartige 
Aufwendungen sind nur abzugsfähig, wenn sie Aus- oder Fortbildungskosten darstellen.  
 

¶ Kosten für doppelte Haushaltsführung und Familienheimfahrten 

Kosten für doppelte Haushaltsführung: 
Wenn Ihr Beschäftigungsort vom Familienwohnsitz zu weit entfernt ist, um täglich nach Hause zu fahren, (bei einer 
Entfernung von mehr als 80 km) und Sie somit eine Wohnung in der Nähe Ihres Arbeitsplatzes benötigen, können 
Sie die Aufwendungen für diese Wohnung als Werbungskosten geltend machen. 
Sie dürfen Miet und Betriebskosten für eine zweckentsprechende angemietete Wohnung einschließlich der 
erforderlichen Einrichtungsgegenstände bis zu 2.200 € monatlich absetzen. 
 
Kosten für Familienheimfahrten: 
Weiters können Aufwendungen für Familienheimfahrten bis zu einem Höchstbetrag von 306 € pro Monat als 
Werbungskosten geltend gemacht werden. Als Fahrtkosten sind die Aufwendungen für das jeweils benützte 
Verkehrsmittel zu berücksichtigen (z.B. Bahnkarte, Kilometergeld). 
Verheiratete sowie in eingetragener Partnerschaft oder in eheähnlicher Gemeinschaft (auch ohne Kind) Lebende 
können diese Werbungskosten auf Dauer absetzen, wenn die Partnerin und der Partner steuerlich relevante 
Einkünfte (2013: mehr als 6.000 € jährlich, 2012: mehr als 2.200 € jährlich oder mehr als ein Zehntel der Einkünfte 
der/des Steuerpflichtigen) erzielen. 
Ist die Partnerin oder der Partner nicht berufstätig, kann die doppelte Haushaltsführung in der Regel für eine Dauer 
von zwei Jahren beansprucht werden. Bei Alleinstehenden ist sie mit sechs Monaten befristet. In Ausnahmefällen 
(z.B. in Berufszweigen mit typischerweise hoher Fluktuation, wie im Baugewerbe; bei befristeten 
Arbeitsverhältnissen; wenn am Familienwohnsitz ein pflegebedürftiger Angehöriger lebt; bei ausländischem 
Familienwohnsitz - auch bei wesentlichem Kaufkraftunterschied oder bei fremdenrechtlichen 
Zuzugsbeschränkungen) kann auch ein längerer Zeitraum gerechtfertigt sein.  
 

1.1.3.2. Sonstige Werbungskosten (z.B. Betriebsratsumlage) 
Weitere Werbungskosten, die der Arbeitgeber nicht berücksichtigen konnte und die nicht zu den oben angeführten 
Werbungskosten zählen, können angeführt werden. 
Zu den sonstigen Werbungskosten gehört auch die Betriebsratsumlage. 

Die Belege für die geltend gemachten Werbungskosten sind sieben Jahre lang aufzubewahren, da sie über 
Aufforderung dem Finanzamt vorgelegt werden müssen. 

 

1.1.3.3. Berufsgruppenpauschale 
Für einige Berufsgruppen (Artist/innen, Bühnenangehörige, Filmschauspieler/innen, Fernsehschaffende, 
Journalist/innen, Musiker/innen, Forstarbeiter/innen mit Motorsäge, Forstarbeiter/innen ohne Motorsäge, 
Förster/innen und Berufsjäger/innen im Revierdienst, Hausbesorger/innen, soweit sie dem Hausbesorgergesetz 
unterliegen, Heimarbeiter/innen, Vertreter/innen, Mitglieder einer Stadt-, Gemeinde- oder Ortsvertretung) sind 
pauschalierte Werbungskosten vorgesehen. Sie können ohne Nachweis der tatsächlichen Aufwendungen 
im Wege der ArbeitnehmerInnenveranlagung geltend gemacht werden. Es muss das jeweilige Kürzel und der 
Zeitraum dieser Tätigkeit (Beginn – Ende) angegeben werden. 
Zusätzlich zum Pauschalbetrag können keine weiteren (auch keine außerordentlichen) Werbungskosten aus dieser 
Tätigkeit abgesetzt werden. Wenn höhere Werbungskosten vorliegen, können an Stelle der Pauschalbeträge die 
gesamten tatsächlichen Kosten abgeschrieben werden. 
Erstreckt sich die Tätigkeit nicht auf das ganze Jahr, wird der Werbungskostenpauschalbetrag vom Finanzamt 
entsprechend aliquotiert. 
Vom Arbeitgeber steuerfrei ausbezahlte Kostenersätze (z.B. Tages- und Nächtigungsgelder, Kilometergelder bei 



Seite 14 von 21 
 

Dienstreisen) kürzen den jeweiligen Pauschalbetrag, ausgenommen bei Vertreter/innen. 
Zur Ermittlung der richtigen Bemessungsgrundlage ist der Lohnzettel des betreffenden Kalenderjahres 
heranzuziehen. 
 
 

1.1.4. Außergewöhnliche Belastungen mit Selbstbehalt 
(Genauere Informationen finden Sie in der Broschüre „Steuer Sparen“ unter: 
http://wien.arbeiterkammer.at/service/broschueren/steuerundgeld/index.html ) 

Bestimmte Aufwendungen und Ausgaben sind als außergewöhnliche Belastung zu berücksichtigen, wenn sie 
außergewöhnlich sind, zwangsläufig erwachsen und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit wesentlich 
beeinträchtigen. Letztere ist dann der Fall, wenn der individuelle Selbstbehalt überschritten wird.  
 

¶ Krankheitskosten (inkl. Zahnersatz) 
Zu den Krankheitskosten gehören: 
 
o Arzt- und Krankenhaushonorare  
o Kosten für Medikamente (bei Vorliegen einer ärztlichen Verschreibung jedenfalls abzugsfähig, dies gilt zB auch für 

homöopathische Präparate), Rezeptgebühren, Behandlungsbeiträge (einschließlich Akupunktur und 
Psychotherapie),  

o Aufwendungen für Heilbehelfe (Gehbehelfe, Hörgeräte usw.)  
o Kosten für den Zahnersatz bzw. die Zahnbehandlung (zB Zahnprothese, Krone, Brücke), Kosten für Sehbehelfe 

(Brille, Kontaktlinsen)  
o Entbindungskosten  
o Fahrtkosten zum Arzt oder ins Spital 
o Kosten für die künstliche Befruchtung 

 
Allfällige Kostenersätze durch die gesetzliche Kranken- oder Unfallversicherung, einer freiwilligen Krankenzusatz- 
oder Unfallversicherung oder von anderer Seite sind abzuziehen.  
 

¶ Begräbniskosten 
Begräbniskosten sind vorrangig aus einem vorhandenen Nachlassvermögen (Aktiva) zu bestreiten. Nicht durch den 
Nachlass gedeckte Kosten eines Begräbnisses stellen bis zu einem Betrag von maximal 5.000 € (bis 2011: 4.000 €) 
eine außergewöhnliche Belastung dar. Die Kosten eines Grabsteines sind zusätzlich bis 5.000 € (bis 2011: 4.000 €) zu 
berücksichtigen. Für den Abzug höherer Kosten ist die Zwangsläufigkeit nachzuweisen (z. B. besondere 
Überführungskosten oder besondere Vorschriften über die Gestaltung des Grabdenkmals). Die Kosten für Blumen 
und Kränze, für ein schlichtes, dem Ortsgebrauch entsprechendes  Totenmahl sowie Beileiddanksagungen sind Teil 
der Begräbniskosten. Nicht absetzbar sind Kosten der Trauerkleidung und Kosten der Grabpflege. 
 

¶ Kurkosten 
Kurkosten sind nur dann außergewöhnliche Belastungen, wenn der Kuraufenthalt unmittelbar im Zusammenhang 
mit einer Krankheit steht und aus medizinischen Gründen erforderlich ist. Dazu gehören:  
o Aufenthaltskosten  
o Kosten für Kurmittel und medizinische Betreuung  
o Fahrtkosten zum und vom Kurort, bei pflegebedürftigen Personen und Kindern auch die Aufwendungen für eine 

Begleitperson 
 

Kostenersätze (wie bei Krankheitskosten) und eine Haushaltsersparnis (Lebenshaltungskosten, die zu Hause 
ŀƴŦŀƭƭŜƴύ ƛƴ ŘŜǊ IǀƘŜ Ǿƻƴ мрсΣфс ϵ ƳƻƴŀǘƭƛŎƘ όҐ рΣно ϵ ǘŅƎƭƛŎƘύ ǎƛnd abzuziehen.  

¶ Sonstige außergewöhnliche Belastungen  
Sonstige außergewöhnliche Belastungen, die nicht zu den oben angeführten außergewöhnlichen Belastungen 
zählen, können angeführt werden (z.B. Kosten für ein Pflegeheim, für häusliche Pflege, Kosten der Adoption eines 
Kindes). 
Die Kosten für Kinder werden durch den Kinderabsetzbetrag berücksichtigt. 
 

http://wien.arbeiterkammer.at/service/broschueren/steuerundgeld/index.html
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1.1.5. Außergewöhnliche Belastungen ohne Selbstbehalt 
(Genauere Informationen finden Sie in der Broschüre „Steuer Sparen“ unter: 
http://wien.arbeiterkammer.at/service/broschueren/steuerundgeld/index.html ) 

¶ Katastrophenschäden  
Darunter fallen insbesondere Hochwasser-, Erdrutsch-, Vermurungs-, Lawinen- und andere 
Schneekatastrophenschäden sowie Sturmschäden. Abzugsfähig sind die Kosten der Aufräumungsarbeiten und die 
Wiederbeschaffungskosten der zerstörten notwendigen Wirtschaftsgüter, soweit diese Schäden nicht durch eine 
Versicherung oder aus öffentlichen Mitteln (Katastrophenfonds) gedeckt sind.  
 

¶ Behinderungen ab 25%  
Bei Vorliegen von körperlichen oder geistigen Behinderungen vermindern Pauschalbeträge ohne Selbstbehalt das Ein
kommen. Eine Steuerpflichtige oder ein Steuerpflichtiger gilt als behindert, wenn der Grad der Behinderung 
mindestens 25% beträgt.  
Bei ganzjährigem Bezug von Pflegegeld (Blindenzulage, Blindengeld, Pflege- oder Blindenbeihilfe) steht der 
Pauschalbetrag nicht zu. 
Alleinverdiener/innen oder Personen, bei denen die Einkünfte des (Ehe)Partners 6.000 € nicht übersteigen können 
auch die Mehraufwendungen auf Grund einer Behinderung der (Ehe)Partnerin oder des (Ehe)Partners geltend 
machen. 

¶ Der pauschale Freibetrag für das eigene Kraftfahrzeug wegen Behinderung 
Für Körperbehinderte gibt es einen Freibetrag von 190 ϵ monatlich (bis 2010 in der Höhe von 153 €), sofern sie ein 
öffentliches Massenbeförderungsmittel infolge ihrer Behinderung nicht benützen können und für Privatfahrten ein 
eigenes Fahrzeug benötigen. 
 

¶ Nachgewiesene Taxikosten wegen Behinderung 
Behinderte mit einer mindestens 50 %-igen Erwerbsminderung ohne eigenes Kraftfahrzeug können Aufwendungen 
für Taxifahrten bis maximal 190 € monatlich geltend machen.  
 

¶ Unregelmäßige Ausgaben für Hilfsmittel sowie Kosten der Heilbehandlung  
(Allfällige Kostenersätze bitte abziehen) 
Nicht regelmäßig anfallende Aufwendungen für Hilfsmittel – z. B. Rollstuhl, rollstuhlgerechte Adaptierung der 
Wohnung, Hörgerät oder Blindenhilfsmittel – werden zusätzlich und ohne Kürzung durch den Selbstbehalt 
anerkannt.  
Im Falle einer Behinderung können auch die Kosten einer Heilbehandlung im Zusammenhang mit der Behinderung 
zusätzlich zum Pauschalbetrag und ohne Kürzung durch den Selbstbehalt berücksichtigt werden. Als Kosten der 
Heilbehandlung gelten: 

o Arzt- und Spitalskosten  
o Kur- und Therapiekosten  
o Kosten für Medikamente, die im Zusammenhang mit der Behinderung stehen 

Wer auf Grund seiner Behinderung eine Diätverpflegung benötigt, kann zusätzlich die Pauschalbeträge für 
Diätverpflegung beanspruchen. In diesem Fall ist sowohl die Behinderung als auch das Diäterfordernis von der 
zuständigen Stelle zu bestätigen. An Stelle der Pauschalbeträge können auch die tatsächlichen Kosten der 
Behinderung geltend gemacht werden.  
 

¶ Kinderbetreuungskosten (L1k)  
Die absetzbaren Kosten für die Kinderbetreuung sind pro Jahr und Kind bis 2.300 € absetzbar, wenn das Kind zu 
Beginn des Veranlagungsjahres das 10. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.  
Die Betreuungskosten müssen tatsächlich bezahlte Kosten sein. Werden daher Betreuungskosten durch einen 
Zuschuss des Arbeitgebers übernommen, sind nur die tatsächlich von der bzw. von dem Steuerpflichtigen darüber 

http://wien.arbeiterkammer.at/service/broschueren/steuerundgeld/index.html
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hinaus getragenen Kosten abzugsfähig. Die Betreuung muss in privaten oder öffentlichen 
Kinderbetreuungseinrichtungen (z. B. Kindergarten, Hort, Halbinternat, Vollinternat) oder durch eine pädagogisch 
qualifizierte Person erfolgen. 
Abzugsfähig sind die Kosten für die Kinderbetreuung sowie Kosten für Verpflegung und das Bastelgeld.  
Das Schulgeld für Privatschulen, der Nachhilfeunterricht, sowie die Kosten für die Vermittlung von 
Betreuungspersonen und die Fahrtkosten zur Kinderbetreuung können nicht berücksichtigt werden. 
 

¶ Auswärtige Berufsausbildung von Kindern (L1k)  
Aufwendungen für eine Berufsausbildung eines Kindes außerhalb des Wohnortes sind mit einem Pauschalbetrag als 
außergewöhnliche Belastung zu berücksichtigen, wenn im Einzugsbereich des Wohnortes – im Umkreis von 80 km – 
keine entsprechende Ausbildungsmöglichkeit besteht. Der Pauschalbetrag beträgt 110 € pro angefangenem Monat 
der Berufsausbildung. Höhere tatsächliche Kosten (z.B. Fahrtkosten oder Schulgeld) können nicht geltend gemacht 
werden. Bei Schülern und Lehrlingen stellt bereits der Besuch eines mehr als 25 km vom Wohnort entfernten 
Internats eine auswärtige Berufsausbildung dar (gilt auch für Berufsschulen), wenn es keine näher gelegene 

Ausbildungsstätte gibt. 
 

¶ Behinderungen bei Kindern (L1k)  
Je nach Ausmaß der Behinderung stehen verschiedene Freibeträge zu, die durch den Selbstbehalt nicht gekürzt 
werden. Ein Kind gilt dann als behindert, wenn der Grad der Behinderung mindestens 25% beträgt.  
Für Kinder mit erhöhter Familienbeihilfe steht gemäß einer Verordnung über außergewöhnliche Belastungen zur 
Abgeltung von Mehraufwendungen ein monatlicher pauschaler Freibetrag von 262 € zu.  
Auch können Kosten für Unterrichtseinheiten in einer Sonder- und Pflegeschule bzw. Kosten für Tätigkeiten in einer 
Behindertenwerkstätte im nachgewiesenen Ausmaß steuerlich geltend gemacht werden.  
Zusätzlich können auch Kinderbetreuungskosten, die nicht im Zusammenhang mit einer Sonder-
oder Pflegeschule oder einer Behindertenwerkstätte stehen für Kinder bis zum 16. Lebensjahr, in Höhe von maximal 
2.300 € pro Kind im Kalenderjahr steuerlich abgesetzt werden.  
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1.2.  Grunddaten 
Dieser Abschnitt wird nach jedem Systemeinstieg angezeigt. Durch Anklicken der Schaltfläche αGrunddatenά wird 
automatisch zur Seite „Allgemeine Grunddaten“ gewechselt. Die in der Finanzverwaltung gespeicherten Grunddaten 
können angefordert und erforderlichenfalls geändert werden. 

 

 
 

1.3. Zustellung 
Auf Grund einer gesetzlichen Änderung ist seit 7.1.2013 die elektronische Zustellung standardmäßig aktiviert. Sie 
können aber auf die elektronische Zustellung verzichten. Die Aktivierung bzw. der Verzicht der elektronischen 
Zustellung finden Sie unter dem aŜƴǸǇǳƴƪǘ α9ƛƴƎŀōŜƴ und Klick auf ½ǳǎǘŜƭƭǳƴƎά. Über die Zustellung des 



Seite 18 von 21 
 

Bescheides werden Sie per E-Mail verständigt, sofern Sie Ihre E-Mail-Adresse in FinanzOnline unter 
α9ƛƴƎŀōŜƴκ!ƴǘǊŅƎŜκDǊǳƴŘŘŀǘŜƴέ ōŜƪŀƴƴǘ ƎŜƎŜōŜƴ ƘŀōŜƴΦ 

Bitte beachten Sie: Der Bescheid gilt mit dem Einlangen in der Data- Box als zugestellt! Das ist 
wesentlich für Fristenlauf, Nachzahlungen und Bescheidbeschwerden.  
 

 
 
 

1.4.  Zahlung 
In FinanzOnline können Sie eine elektronische Zahlung durchführen. Nähere Informationen zur Vorgangsweise 
erhalten Sie auf der Willkommensseite finanzonline.bmf.gv.at durch Klick auf das Logo αŜǇǎά (e-payment standard). 
 

 
 

Zur elektronischen Zahlung kommen Sie über den Menüpunkt αExternά und Klick auf αZahlungά 
 
 

 

 
  

https://finanzonline.bmf.gv.at/
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Allgemeine Funktionen bzw. Informationen 

1. Beilagen 
 

1.1.  ²ŀǎ ƎŜǎŎƘƛŜƘǘ Ƴƛǘ ŘŜƴ α.ŜƛƭŀƎŜƴάΚ 
Belege sind nicht mehr anlässlich der Erklärungsabgabe zu übermitteln, sondern nur noch über Aufforderung durch 
das Finanzamt vorzulegen. Bewahren Sie jedoch Ihre Belege sieben Jahre lang auf. 
 
 

2. Letzter Einstieg 
Nach jedem Systemeinstieg wird aus Sicherheitsgründen auf der Hauptseite das Datum und die Uhrzeit des letzten 
Einstiegs bzw. des letzten Einstiegsversuchs in das System FinanzOnline angezeigt. 
Dieses Service dient der einfachen und schnellen Überprüfung, ob seit dem letzten Systemeinstieg ein 
Unberechtigter in das System eingestiegen ist bzw. einzusteigen versucht hat.  
 
 

 
 

 

 

 
 
 

3. Alternatives Menüsystem bzw. Standard-Menüsystem 
Der Abschnitt „Alternatives Menüsystem“ wurde insbesondere für sehbeeinträchtigte Personen, die ein spezielles 
Ausgabegerät verwenden, entwickelt. 
Das alternative Menüsystem kann auch benutzt werden, wenn der eingesetzte Browser die Hauptseite oder die 
Navigationszeile nicht komplikationsfrei anzeigen kann. 
Wenn auf dem Computer des Benutzers bestimmten Systemeinstellungen vorgenommen wurden, können ebenfalls 
Schwierigkeiten bei der Darstellung der Hauptseite bzw. der Funktionsweise des Navigationsmenüs auftreten. Einige 
Probleme im 
Zusammenhang mit individuellen Systemeinstellungen können mit dem alternativen Menüsystem ebenfalls behoben
 werden. 
Da alle Menüfunktionen über die Tastatur aufgerufen werden können, ermöglicht das alternative Menüsystem auch 
ein vollständiges Arbeiten ohne "Computer-Maus". 
Der Wechsel in das alternative Menüsystem erfolgt auf der Hauptseite durch Anklicken der Schaltfläche „zum 
alternativen Menüsystem“.  
 

 
*) Wenn mit dem alternativen Menüsystem gearbeitet wird, kann auf der Hauptseite durch Anklicken der Schaltfläche „zum Standard-
Menüsystem“ jederzeit ins Standard-Menüsystem zurückgewechselt werden.  
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4. Aktuelle News 
Der Abschnitt α!ƪǘǳŜƭƭŜ bŜǿǎά informiert aktuell über wichtige Systemnachrichten. Diese Nachrichten sollten 
gelesen werden. Der Gesamttext einer News wird durch Anklicken der Kurzbezeichnung angezeigt. 
Auf der Hauptseite werden maximal drei News angezeigt. Über den Menüpunkt αLƴŦƻά und Klick auf αbŜǿǎ !ǊŎƘƛǾά 
können alle News im „NewsArchiv“ nachgelesen werden. 

 
 
 
 

5. Abfragen des Steuerkontos 
Über den aŜƴǸǇǳƴƪǘ α!ōŦǊŀƎŜƴέ und Klick auf α{ǘŜǳŜǊƪƻƴǘƻέ können Sie Ihre Daten wie Buchungen, 
Rückzahlungen und Zahlungspläne abfragen. 
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6. Abfragen des Steueraktes 
Über den Menüpunkt α!ōŦǊŀƎŜƴέ und Klick auf α{ǘŜǳŜǊŀƪǘ”, danach geben Sie das entsprechende Jahr ein.  

 
Im Steuerakt können Sie Ihren aktuellen Stand zur ArbeitnehmerInnenveranlagung und Ihre Lohnzettel abfragen. 
Zusätzlich können Sie Ihren Steuerbescheid einsehen. 

 
 
 

7. Bescheidänderung 
Über den Menüpunkt α9ƛƴƎŀōŜƴά/  αAnträgeά und Klick auf α.ŜǎŎƘŜƛŘŅƴŘŜǊǳƴƎέ können Sie die Änderung Ihres 
Bescheides, z.B. durch Einbringung einer Bescheidbeschwerde, beantragen. 
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8. Wie beenden Sie FinanzOnline? 
Mit Klick auf den aŜƴǸǇǳƴƪǘ α9ƴŘŜέ. 
Sollten Sie innerhalb von 30 Minuten keine Eingaben vornehmen, wird das Verfahren automatisch beendet. 
 

 
 
 


